
Wir verlangen die Rücknahme rechtswidriger Ein-
bürgerungen. Gemäß §  35 Staatsangehörigkeitsge-
setz muss dies stattfinden bei arglistiger Täuschung, 
Drohung, Bestechung, vorsätzlich unrichtigen oder 
unvollständigen Angaben. 

Deshalb heißt es bei uns: »Aussetzung der Bearbei-
tung von Einbürgerungsanträgen ab sofort und Über-
prüfung der Einbürgerungen der letzten zehn Jahre« 
(Drucksache 8/501). Die Lage duldet keine Verzögerung. 
 
Wir fordern: 

 SCHUTZ UNSERES  
 LANDES 

 ÜBERPRÜFUNG DER  
 IDENTITÄT 

Eine Remigrationsoffensive, die auf der Stelle 
beginnt.

Die Politik muss die Privatisierung von  
Abschiebeprozessen ermöglichen. 

Die Errichtung eines Landesamtes für  
Remigration.

Schluss mit zweifelhaften und rechtswidrigen 
Einbürgerungen. 

Zwingende Identitätsfeststellung aller  
Ausländer in Deutschland. 

Wer über seine Identität täuschende Angaben 
gemacht hat, verliert die deutsche Staats­
bürgerschaft. 

Die Abschiebehaft im Land Brandenburg muss 
durch die Inbetriebnahme einer Abschiebehaftan-
stalt unverzüglich sichergestellt werden (Drucksa-
che 8/496). 

Bis zur Vollziehung der Abschiebungen sollten alle 
vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländer in spezi-
ellen Ausreiseeinrichtungen untergebracht werden. 
Es ist ansonsten unverständlich für die Bevölkerung, 
dass trotz der klaren gesetzlichen Bestimmungen 
und der eindeutigen Ablehnung von Asylanträgen die 
Betreffenden in Deutschland verbleiben können. Dies 
führt nicht nur zu einer enormen Belastung unserer 
sozialen Systeme, sondern auch zu einem Vertrau-
ensverlust gegenüber der Staatsgewalt. 

Wir dürfen nicht zulassen, dass das Recht in unserem 
Land weiterhin verletzt wird. Deshalb muss umge-
hend gehandelt werden. 

 REMIGRATIONS-
 OFFENSIVE 

 JETZT! 
Alter Markt 1 · 14467 Potsdam
0331 966 1806
info@afd-fraktion.brandenburg.de

AfD-Fraktion Brandenburg
t.me/afdfraktionBB
afdfraktionbb
AfD-Fraktion Brandenburg
AfD_FraktionBB
www.afd-fraktion-brandenburg.de

AfD-Fraktion im  
Landtag Brandenburg (V.i.S.d.P.)

geht Remigration.

Alle Informationen finden Sie auch 
im Internet unter

www.afd-fraktion-brandenburg.de
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	 Das ist unser   
	 Fünf-Punkte-Plan   
	 zur Bewältigung   
	 der Migrationskrise      
	 (Drucksache 8/498)     

 So geht Remigration. 

 Wir wollen Sicherheit für  
 unsere Bürger. 

 Wir wollen, dass auch in  
 der Ausländerpolitik wieder  
 nach Recht und Gesetz  
 gehandelt wird. 

 Dafür kämpfen wir mit  
 unseren Anträgen im  
 Landtag. 

 REMIGRATIONS- 
 OFFENSIVE JETZT! 

Sämtliche vollziehbar ausreisepflichtigen  
Ausländer sind konsequent abzuschieben! 

Abgelehnte Asylantragsteller dürfen künftig nicht mehr 
auf die Kommunen verteilt, sondern müssen in der 
Erstaufnahmeeinrichtung bzw. in gesonderten Ab-
schiebezentren untergebracht werden. Aktuell belegen 
sie stattdessen die sogenannten Gemeinschaftsunter-
künfte in den Kommunen. Sie belasten die Sozialkassen 
erheblich und stellen häufig eine Gefahr für die innere 
Sicherheit und Ordnung dar.

Die Zahlen der tatsächlichen Abschiebungen von voll-
ziehbar ausreisepflichtigen Ausländern müssen erheb-
lich ansteigen.

Es ist nicht hinnehmbar, dass lediglich weniger als zehn 
Prozent der vollziehbar Ausreisepflichtigen ohne vor-
übergehenden Duldungsstatus (das ist die zeitlich be-
grenzte Aussetzung der Vollziehbarkeit der Ausreise-
pflicht) Deutschland tatsächlich verlassen haben.

Die AfD-Fraktion im Landtag Brandenburg fragt: Wie 
lange will die Landesregierung hier noch tatenlos zu-
sehen?

Wer sich in Deutschland ohne einen erforderlichen 
Aufenthaltstitel aufhält, hat das Bundesgebiet 
nach den gesetzlichen Bestimmungen zu verlassen 
(Drucksache 8/338). 

Abschiebungen müssen schneller und erfolgreich 
durchgeführt werden – bei Beachtung der gesetz-
lichen Vorgaben und der Menschenrechte. 

Durch die Privatisierung von Abschiebeleistungen 
erzielen wir eine erhebliche Effizienzsteigerung des 
Abschiebevorganges (Drucksache 8/348). 

Wir fordern die Inbetriebnahme eines Rückkehr-
zentrums für vollziehbar ausreisepflichtige Auslän-
der nach dänischem Vorbild (Drucksache 8/623).  

Deutschlands Entwicklungshilfezahlungen müssen 
an die Rücknahme vollziehbar ausreisepflichtiger 
Ausländer gekoppelt werden (Drucksache 8/595). 

 DIE AfD-FRAKTION IM  
 LANDTAG BRANDENBURG 
 INFORMIERT: 

 SICHERES  
 BRANDENBURG 

Eine Rechtsstaatsoffensive für  
unser Bundesland

Die Zahl der illegal nach Deutschland und Branden-
burg kommenden Ausländer, die einen Asylantrag 
stellen, ist weiterhin auf gravierend hohem Niveau. 
Gleichwohl wurden im gesamten Jahr 2024 deutsch-
landweit lediglich ca. 20 100 Abschiebungen vorge-
nommen. 

Im Land Brandenburg halten sich rund 7750 Ausrei-
sepflichtige auf, von denen ca. 4000 vollziehbar aus-
reisepflichtig sind. Dennoch fanden 2024 nur 233 
Abschiebungen und Dublin-Rücküberstellungen statt.

Es ist weder der politische Wille bei den anderen Par-
teien zu einer konsequenten Umsetzung des Rechts 
gegeben, noch werden Maßnahmen eingeleitet, die 
zu höheren Abschiebezahlen führen würden.

geht Remigration.

Lena Kotré, Innen- und Remigrations- 
politische Sprecherin


